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1. Demografie in Wirtschaft und Gesellschaft, Hinte rgründe –   
    Zahlen – Fakten 
 
Der Demografische Wandel - unsere alternde und gleichzeitig schrumpfende 
Bevölkerung - hat Auswirkungen auf alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 
Bezogen auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt  kennzeichnen die Situation alternde 
Belegschaften und weniger junge Menschen, die in das Erwerbsleben eintreten. 
Diese Entwicklung ist in allen Industriestaaten zu beobachten, Deutschland weist 
jedoch zwei Besonderheiten auf:  
 
Zwar ist ein regional unterschiedlich verlaufender demografischer Wandel die Norm, 
allerdings sind in Deutschland diese Differenzen zwischen den alten und den neuen 
Bundesländern sehr stark. In den neuen Bundesländern sank die Geburtenquote je 
Frau nach der Wiedervereinigung drastisch und die Anzahl der Zuzüge war und ist 
geringer. Ganz besonders in ländlichen Regionen aber auch insgesamt in den 
östlichen Bundesländern ist zudem eine Abwanderung vor allem jüngerer 
qualifizierter Menschen, insbesondere Frauen, zu beobachten, die den Effekt der 
Alterung noch verstärkt. Durch diese historische Besonderheit vollzieht sich der 
demografische Wandel in Ostdeutschland bereits heute mit hoher Dynamik. 
 
Zum anderen war die Erwerbsbeteiligung älterer Menschen (ab 50 Jahre) in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Industrienationen lange Zeit 
unterdurchschnittlich. Frühverrentungssysteme, wie die lange staatlich 
subventionierte Altersteilzeitregelung, haben es vielen Menschen ermöglicht, bereits 
vor dem gesetzlichen Rentenalter aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Die 
Betriebe verfügten so zwar über junge Belegschaften, zugleich ging mit den älteren 
Jahrgängen, die früh und in großer Zahl ausschieden, viel Wissen und Erfahrung 
verloren. Durch die staatlichen Anreize zur Frühverrentung ist damit ein Teil des 
bereits bestehenden Fachkräftemangels „hausgemacht“, denn viele der vor 10 
Jahren in den Vorruhestand verabschiedeten Fachkräfte hätten durchaus länger im 
Erwerbsleben verbleiben können und den heute immer deutlicher werdenden 
Fachkräftebedarf zumindest teilweise abdecken können.  
 
Darüber hinaus führte diese staatlich unterstützte „Verjüngung“ der Belegschaften 
vor allem großer Betriebe dazu, dass bisher vergleichsweise wenige Erfahrungen mit 
alternden Belegschaften gesammelt werden konnten. Auch die Erkenntnis, welchen 
Beitrag Ältere zur Wertschöpfung leisten, setzt sich auf Grund der 
„Jugendzentriertheit“ deutscher Unternehmenskulturen oftmals erst verzögert durch.  
 



                                                 

����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

 

             
 

4

Für Deutschland ist die Situation also wie folgt zu beschreiben: Was die allgemeine 
demografische Lage anbetrifft, so steht Deutschland vor ähnlich großen 
Herausforderungen wie alle anderen Industrienationen auch. Regional 
unterschiedliche Entwicklungen sind ebenfalls in allen Industrienationen die Norm, 
allerdings besteht historisch bedingt in Deutschland ein deutlicher Ost-West-
Unterschied: Die Entwicklung in Ostdeutschland verläuft dramatischer und 
beschleunigter als in Westdeutschland und auch den meisten anderen Regionen in 
den Industriestaaten.  
 
Was hingegen die politischen Weichenstellungen anbetrifft, hat Deutschland durch 
umfangreiche Frühverrentungen der älteren Jahrgänge den Fachkräftebedarf 
verstärkt und zudem die frühzeitige und offensive Auseinandersetzung mit den 
Folgen des demografischen Wandels für Wirtschaft und Arbeitsmarkt verzögert.  
 
 

1.1. Allgemeine Bevölkerungsentwicklung 

 
Die Bevölkerung in Deutschland mit 82,2 Millionen Einwohnern in 2007 schrumpft 
seit Jahren. Die Geburtenzahl hat sich nach dem „Baby-Boom“ Mitte der 1960er 
Jahre nahezu kontinuierlich verringert und es kann davon ausgegangen werden, 
dass dieser Trend sich so fortsetzen wird. Selbst bei einem Anstieg des 
Geburtenniveaus je Frau ließe sich diese Entwicklung nicht aufhalten, da die 
potentielle Elterngeneration beständig kleiner wird. Bereits seit Anfang der 1970er 
Jahre liegt die Anzahl der Gestorbenen über der Anzahl der Geburten, die natürliche 
Bevölkerungsbilanz ist folglich negativ.  
 
Wie erwähnt, bestehen hierbei erhebliche Differenzen zwischen den alten und den 
neuen Bundesländern. Während die natürliche Bilanz in den alten Ländern bis etwa 
zum Jahr 2000 nahezu ausgeglichen war und erst seitdem ein leichter 
Sterbefallüberschuss zu verzeichnen ist, trug das drastisch sinkende Geburtenniveau 
in den neuen Ländern nach der Wiedervereinigung, weniger Zuzüge sowie - vor 
allem in den Randregionen – erheblichen Abwanderung seit Beginn der 1990er 
Jahre zu einem deutlichen Bevölkerungsrückgang bei.  
 
Der Wanderungssaldo, die Differenz zwischen Zuzügen und Fortzügen nach oder 
von Deutschland, war über die Jahre fast immer positiv, so dass die negative 
natürliche Bilanz zunächst ausgeglichen werden konnte. Seit 2003 zeichnet sich 
jedoch eine Trendwende ab: Die steigenden Sterbefallüberschüsse sowie die 
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gesunkenen Zuwanderungsüberschüsse führen nun dazu, dass die Bevölkerung in 
Deutschland seit einigen Jahren permanent abnimmt.  
 
Auch hier gibt es Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern. Positive 
Wanderungssalden waren in Westdeutschland die Grundlage für das noch bis 2005 
anhaltende Bevölkerungswachstum, in Ostdeutschland verstärkten erhebliche 
Abwanderungsverluste in den meisten Jahren den ohnehin durch den 
Sterbefallüberschuss eintretenden Bevölkerungsrückgang zusätzlich.  
 
 
Abbildung 1 : Entwicklung  der Bevölkerungszahl in Deutschland seit 1950 und Prognosen bis 2050 

 
 
 
Für Gesamtdeutschland ist der Bevölkerungsrückgang seit 2003 zu beobachten und 
ein weiterer Rückgang ist prognostiziert. So trifft die 11. koordinierte 
Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und der Länder1 folgende Annahmen: 
Die durchschnittliche Kinderzahl je Frau beträgt danach auf Dauer knapp 1,4 Kinder. 
Die Lebenserwartung steigt, allerdings nicht mehr ganz so schnell wie in den letzten 
drei Jahrzehnten.  

                                                 
1 Statistisches Bundesamt: 11. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung – Annahmen und Ergebnisse – Entwicklung der 
Bevölkerung Deutschlands bis 2050, Wiesbaden, 2006 
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Dabei ziehen jährlich 100.000 (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) oder 
200.000 (Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) mehr Personen nach 
Deutschland, als es verlassen. Vor diesem Hintergrund schrumpft die deutsche 
Bevölkerung deutlich; bis 2050 wird somit eine Bevölkerungszahl von 69-74 Millionen 
vorausgesagt.  
 
Parallel zur Schrumpfung vollzieht sich auch in Deutschland eine Alterung der 
Bevölkerung.  Grafik 2 zeigt den Altersaufbau für 2006, erläutert die Ursachen und 
weist zudem die Unterschiede zwischen Frauen und Männern aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 



                                                 

����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

 

             
 

7

Abbildung 2 : Altersaufbau der Bevölkerung in Deutschland, 2006 
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In Zukunft wird sich die deutsche „Alterspyramide“ umdrehen („Von der Tanne zur 
Pappel“) – d.h. der Anteil der Jüngeren an der Bevölkerung sinkt drastisch und 
ebenso drastisch steigt der Anteil der Älteren. Der Frauenüberschuss bei den Älteren 
wird dabei in nächster Zeit bestehen bleiben. Zwar holen Männer bei der 
Lebenserwartung auf, aber der Vorsprung der Frauen wird trotzdem bleiben. 
Prognosen sehen auch für das Jahr 2050 noch mehr Frauen im Seniorenalter voraus 
als Männer. Allerdings wird dieser Unterschied erst bei den Hochbetagten richtig 
deutlich. Kommen in Zukunft auf 100 Frauen zwischen 60 und 70 Jahren immerhin 
noch 95 Männer, sind es bei den 85- bis 89-Jährigen noch 70 Männer auf 100 
Frauen und bei den ab 90-Jährigen nur noch 57 Männer je 100 Frauen.  
 
Nachfolgende Grafiken zeigen diese Entwicklung. Hier wird in einem längeren 
Vergleichszeitraum von 140 Jahren gezeigt, wie sich der Bevölkerungsaufbau 
verändert hat und sich zukünftig darstellen wird.  
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 11. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung – Annahmen und 
Ergebnisse – Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands bis 2050, November 2006, S. 35 
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Diese prognostizierte Zusammensetzung der Bevölkerung wird die deutsche 
Gesellschaft in ihrer Gesamtheit verändern und Ausstrahlungseffekte auf alle 
Lebensbereiche haben. Entsprechend sind auch Wirtschaft und Arbeitsmarkt von 
dieser Entwicklung betroffen. Nachfolgendes Kapitel beschreibt die Wirkungen des 
demografischen Wandels auf die Erwerbstätigkeit, Erwerbsstruktur und die 
Herausforderungen in den Betrieben.  
 

1.2. Erwerbstätigkeit, Erwerbspersonenpotenzial und  alternde Belegschaften 

 
Auch in Deutschland vollzieht sich der sektorale Strukturwandel, entsprechend finden 
sich heute die mit Abstand meisten Erwerbstätigen im Dienstleistungssektor. 
 

Abbildung 4: Erwerbstätige in den Wirtschaftssektoren in Deutschland 1982 - 2005 
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Die Bevölkerungszahl in Deutschland wird in den nächsten Jahren sinken: in den 
kommenden Jahren ist diese Schrumpfung noch geringfügig, langfristig aber verläuft 
sie dynamisch. Vor allem jedoch wird die Bevölkerung altern, denn beinahe 
unabhängig von der Zuwanderung wird die Zahl der Jüngeren sinken und der Anteil 
der Älteren steigen. Nicht zuletzt deshalb ist die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
(von 15 bis 64 Jahre) vom demografischen Wandel noch stärker betroffen als die 
Bevölkerung insgesamt.  
 
Nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die 
Erwerbstätigkeit 2007 im Jahresdurchschnitt dennoch aufgrund der steigenden 
Erwerbsbeteiligung, vor allem der Frauen, auf 39,74 Millionen erhöht. Der aktuelle 
Anstieg wird – wie schon im Vorjahr – vor allem vom Aufbau 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung getragen. Im Juni waren 26,85 Millionen 
Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig beschäftigt, 500.000 mehr als vor einem 
Jahr. Darüber  hinaus trug der Anstieg bei der ausschließlich geringfügig entlohnten 
Beschäftigung ebenfalls zum Aufwuchs der Erwerbstätigkeit bei.   
 

Abbildung 5:  Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Deutschland, 2000 bis 2007 -  gegenüber 
Vorjahr in Prozent  

  
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2007: Arbeitsmarkt 2007, S.23 
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Abbildung 6: Projektion des Erwerbspersonenpotentials in Deutschland 2000 - 2050 

 
Quelle:  Christiane Flüter-Hoffmann (IW Köln): Alternde Belegschaften – Ansätze zur Reformulierung von 
Personal- und Organisationsentwicklung, Vortrag auf dem Fachkongress "Zukunft (der) Weiterbildung", Ahlen 
2007 
 
 
 
Zurzeit sind knapp 44 Millionen Menschen zwischen 15 und 65 Jahren alt. 2020 
werden es bereits knapp 5% weniger sein. Danach jedoch kommen die 
geburtenstarken Jahrgänge ins Rentenalter, so dass für 2030 die Prognosen nur 
noch von gut 42 bis etwa 44 Millionen Menschen im Erwerbsalter ausgehen. 2050 
werden es sogar nur noch 35,5 bis 39 Millionen Personen sein.  
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Das heißt, gegenüber heute beträgt der Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials 
gut  20 Prozentpunkte!2 
 
Zugleich kommt es innerhalb der Erwerbsbevölkerung zu größeren Verschiebungen: 
Die Anzahl der Jüngeren sinkt bereits seit Jahren sehr deutlich, um ab ca. 2030 auf 
einem insgesamt niedrigen Niveau zu verbleiben. Umgekehrt steigt der Anteil der 
Älteren drastisch an. Nachfolgende Grafik zeigt die langfristige Entwicklung der 
Anteile Älterer und Jüngerer an der erwerbsfähigen Bevölkerung:  
 
Abbildung 7: Entwicklung der Erwerbsbevölkerung in Deutschland 1950 - 2040 

 

Quelle: Fraunhofer Institut IAO, Vortrag Hartmut Buck: „ Ältere Menschen auf dem Arbeitsmarkt – 
Strategische Ansätze und Initiativen aus dem In- und Ausland“ im Rahmen der Fachtagung „Wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Produktivität älterer Menschen“ des Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, Sachverständigenkommission für den 5. Altenbericht, 10. Mai 2005, Berlin 
 
 

                                                 
2 Siehe Rückgang von Wohn- und Erwerbsbevölkerung, http://www.bib-demogra-
phie.de/cln_090/nn_750740/DE/DatenundBefunde/Modellrechnungen/wohn__und__erwerbsbevoelkerung.html, 
Stand: 28.04.2009.  
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Wie an anderer Stelle bereits vermerkt, entwickelt sich die Erwerbsbevölkerung in 
Deutschland auch regional sehr unterschiedlich. Das HWWI und 
PricewaterhouseCoopers haben in einem gemeinsamen Projekt untersucht, wie sich 
die Erwerbstätigkeit in den deutschen Kreisen und kreisfreien Städten bis zum Jahr 
2018 entwickeln wird. Nachfolgende Karte zeigt, dass insbesondere in 
Ostdeutschland die Schrumpfung der Erwerbsbevölkerung erheblich größer ist als in 
Westdeutschland.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
3 HWWI: Deutschland 2018 � Regionen im Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte, in: Update 1/09: S. 1-2 
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Abbildung 8: Entwicklung der regionalen Erwerbstätigenzahlen bis 2018 (Karte) 
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Zusammengefasst lassen sich folgende Kernaussagen zur Entwicklung der 
Erwerbsbevölkerung treffen:  

· Insgesamt sinkt das Arbeitskräfteangebot. Sowohl regional wie sektoral 
verläuft diese Entwicklung mit unterschiedlicher Dynamik, von den Folgen 
verschont bleibt jedoch niemand.  

· Die Beschäftigten werden in Zukunft durchschnittlich älter sein, die 
Belegschaften altern.  

· Hinsichtlich des Altersaufbaus der Erwerbsbevölkerung wird es zukünftig 
deutlich weniger Jüngere und deutlich mehr Ältere geben.  

Einschlägige Experten betonen stets, dass diese Trends kurz- bis mittelfristig nicht 
beeinflussbar sind. Selbst eine deutliche Steigerung der Geburtenzahlen zum 
jetzigen Zeitpunkt hätte auf den Arbeitsmarkt frühestens in fünfzehn Jahren Einfluss. 
Darüber hinaus zeigt sich gerade für Deutschland, dass die politischen 
Rahmenbedingungen vergleichsweise wenig geeignet sind, Geburten zu stimulieren.  

Eine deutlich gesteigerte Zuwanderung könnte zwar die Effekte der 
Bevölkerungsschrumpfung und –alterung mindern, hat jedoch praktische Grenzen: 
Bereits in der Vergangenheit zeigte sich durch die Erfahrungen mit der Greencard für 
Deutschland, dass es ungeheuer schwer ist, genau jene Fachkräfte, die benötigt 
werden, nach Deutschland zu lenken. Deutschland steht in weltweiter Konkurrenz 
um Fachkräfte. Es kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass es durch die 
Einwanderungspolitik gelingt, den Fachkräftebedarf in hohem Maße zu bedienen.  

Insofern bleibt vor allem eine politische Option, die mit dem demografischen Wandel 
verbundenen Effekte zu gestalten: es geht um die Ausschöpfung des 
Erwerbspersonenpotenzials! 

Ein verstärktes Ausschöpfen des Erwerbspersonenpotentials meint jedoch auch, all 
jene gezielt in den Blick zu nehmen, die bisher nur unzureichend am Erwerbsleben 
teilhatten: Frauen (wobei hier Deutschland längst die aus der Lissabon-Strategie der 
EU geforderten Erwerbsquote erreicht hat) sowie Arbeitslose (hier wiederum geht es 
vor allem um eine Gestaltung des Mismatchs am Arbeitsmarkt) und Ältere.  
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Bezogen auf die Stärkung der Erwerbsbeteiligung Älterer hat Deutschland erhebliche 
Potenziale, obwohl auch hier bereits die Lissabon Ziele der Europäischen Union4 
erreicht wurden: Die standardisierte Eurostat-Beschäftigungsquote für über 55-
jährige lag im zweiten Quartal 2007 in Deutschland bei 52% und überstieg damit die 
Lissabon-Ziele bereits in 2007 um 2 Prozentpunkte.5 Gerade in den letzten Jahren 
hat sich die Beschäftigungsquote Älterer stark erhöht: seit dem Jahr 2000 um mehr 
als 10 Prozentpunkte. Diese Entwicklung wurde vor allem durch veränderte 
Rechtsgrundlagen zur Frühverrentung  unterstützt. Der frühe Übergang in die Rente 
wurde in den letzten Jahren immer weiter erschwert, er kommt für immer weniger 
Beschäftigte in Frage, gleichzeitig wurden für Arbeitgeber Anreize geschaffen, älterer 
Menschen einzustellen. 

Abbildung 9: Entwicklung der sozialversichungspflichtigen Beschäftigung 1998 – 2008 nach Alter 

 

                                                 
4 Diese sehen vor, bis 2010 eine Beschäftigungsquote der über 55-jährigen von 50% zu erreichen.  
5 Siehe Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarktberichterstattung 2007: Situation von Älteren am Arbeitsmarkt – 
Erwerbstätigkeit, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, 2007, S.4. 
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Dennoch zeigt ein Blick zu unseren Nachbarländern, dass weitere Potenziale zu 
erschließen wären: Vergleicht man die Beschäftigungsquote Älterer (über 55 Jahren) 
in Europa über die Jahre, zeigt sich zwar, dass Deutschland stark aufgeholt hat. 
Während es bis 2004 noch unter dem Durchschnitt der EU-15 lag, liegt es nun knapp 
6 Prozentpunkte über dem Durchschnitt der EU-25.  Laut OECD Deutschland liegt 
auch in 2008 mit einer Erwerbsquote Älterer von 53,8% noch immer im Mittelfeld. 
Höhere  Quoten finden sich in Schweden (70,3%), Dänemark (57,7%), Finnland und 
Großbritannien (58,2%), wie nachfolgende Grafik zeigt.  

Abbildung 10: Erwerbstätigenquoten in ausgewählten EU Ländern 
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Auch die Informationen zum durchschnittlichen Eintritt in die Rente zeigen, dass sich 
die Erwerbsbeteiligung der Älteren positiv verändert hat: Im Jahre 2001 waren jene, 
die in Rente gingen, durchschnittlich 60,6 Jahre alt. Bis 2007 hingegen stieg das 
durchschnittliche Alter auf 62,0 Jahre.6  
 
Obwohl also der Verlauf der Erwerbsbeteiligung Älterer in Deutschland gerade in 
jüngster Zeit sehr positiv war, ist auch die Arbeitslosenquote der Älteren relevant, da 
diese in den vergangenen Jahren überdurchschnittlich war. Sie belief sich im 
September 2007 auf 12,8% (50- bis unter 65-Jährige), während die 
Arbeitslosenquote insgesamt zu diesem Zeitpunkt bei 11,6% lag. Zudem sind Ältere 
länger arbeitslos, eine Rückkehr ins Erwerbsleben fällt ihnen schwerer: Über 40 % 
der über 50 Jährigen Arbeitslosen sind länger als ein Jahr ohne Arbeit; gut 24%  
sogar länger als zwei Jahre.7 Dies zeigt, dass gerade bei Älteren wesentliche 
Anstrengungen unternommen werden müssen, sie im Erwerbsprozess zu halten, da 
gerade hier die Arbeitsmarktflexibilität besonders schwer gelingt.  
 
Aktuelle Zahlen zeigen überdies, dass die Älteren überproportional von der 
Wirtschafts- und Finanzkrise betroffen sind: In der Krise trennen sich die Betriebe 
schnell von Beschäftigten, die aus ihrer Sicht weniger leisten können. Hier zeigt sich 
auch eine  Falle durch den Abbau der Vorruhestandsregelungen. Möglicherweise 
wären Ältere angesichts der Krise verstärkt in die Vorruhestandsprogramme 
geschickt worden, so jedoch werden sie zunehmend arbeitslos, wie der 
Analytikreport der Bundesagentur für Arbeit vom Mai diesen Jahres zeigt. 
 
 
Tabelle 1: Veränderung der Arbeitslosigkeit Älterer von Mai 2008 – Mai 2009 in %  

 Ältere (55 Jahre und älter) 
Insgesamt +17,3 
Männer +24,4 
Frauen +10,1 

Quelle: DGB Bundesvorstand: Krise trifft Junge und Ältere besonders stark, Arbeitsmarkt aktuell, Berlin  Juli 2009 
 
 
Obige Tabelle zeigt, dass die Arbeitslosigkeit älterer Männer mehr als doppelt so 
stark stieg wie die der Frauen. Dies ist vor allem dadurch begründet, dass bisher von 

                                                 
6 Vgl.: Arlt, Andrea / Dietz, Martin / Walwei, Ulrich: Nicht alles ist Konjunktur, IAB Kurzbericht 16/2009, Nürnberg: 
2. 
7 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarktberichterstattung 2007: Situation von Älteren am Arbeitsmarkt – 
Erwerbstätigkeit, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, 2007, S.4. 
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der Krise vor allem exportorientierte Industriearbeitsplätze betroffen sind, somit eher 
Arbeitsplätze, die von Männern besetzt werden.  
 
Zusammenfassend heißt dies, dass die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung Älterer 
eine zentrale Stellschraube bei der Gestaltung des demografischen Wandels ist. Hier 
wurden in der Vergangenheit große Fortschritte erzielt: die Erwerbsbeteiligung stieg 
und die Arbeitslosenquote sank. Es bleiben jedoch noch immer Potenziale, die es zu 
nutzen gilt. Dies betrifft die  Wiedereingliederung Älterer in den Arbeitsmarkt ebenso 
wie Aktivitäten, die dazu beitragen, Ältere im Erwerbsprozess zu halten. Hierfür 
müssen Gesetzgeber und die Akteure von Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
zusammenwirken.  
 
Ein Schlüsselbegriff ist dabei das „Altersbild“. Die Akademiengruppe Altern, eine 
Gruppe aus 23 Wissenschaftler/-innen unterschiedlicher Fachrichtungen plädiert für 
die Notwendigkeit eines neuen Altersbildes, das die scharfe Dreiteilung in Bildung, 
Arbeit und Ruhestand durchbricht. Zugleich unterstreichen die Wissenschaftler/-
innen in ihren Empfehlungen von März 2009 die Notwendigkeit, den Zugang Älterer 
zum Arbeitsmarkt zu erleichtern sowie in die Qualifikation und 
Kompetenzentwicklung aller Beschäftigten im Sinne eines lebenslangen Lernens zu 
investieren.  
 
Welche Fähigkeiten Ältere haben und wie sie sich im Zeitverlauf ändern ist 
ausreichend erforscht worden. Die zentralen Begriffe in dieser Debatte sind 
Leistungs-, Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit. Unter dem Begriff der 
Leistungsfähigkeit  versteht man dabei die Gesamtheit aller Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, die ein Mensch in der Realisierung einer Arbeitsaufgabe einbringen 
kann. Die Arbeitsfähigkeit  ist dann die Leistungsfähigkeit im Hinblick auf eine 
konkrete Arbeitsanforderung, sie kann zeigen, wie gut ein Mensch in der Lage ist, die 
ihm gestellte Aufgabe zu bewältigen. Die Beschäftigungsfähigkeit  wiederum ist 
„andauernde Arbeitsfähigkeit, die sich in stark wandelnden Arbeitsmärkten beweist“8. 
Beschäftigungsfähigkeit meint also auch, dass die Person in der Lage zum „self-
management“ oder zum „self-marketing“ ist. Es geht nicht nur um die Befähigung, die 
Tätigkeit des momentanen Arbeitsplatzes weiter ausüben zu können, sondern auch 
um die Fähigkeit, eine Stelle antreten zu können, einen Job zu halten oder sich eine 
neue Stelle zu suchen. Kurz gesagt, muss die Person in der Lage sein, seine 
Existenz durch Arbeit zu sichern, auch auf einem sich verändernden Arbeitsmarkt.   

                                                 
8 Siehe Richenhagen, Dr. Gottfried: Leistungsfähigkeit, Arbeitsfähigkeit, Beschäftigungsfähigkeit und ihre 
Bedeutung für das Age Management, in: Initiative Neue Qualität der Arbeit/ Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (Hrsg.): Tagungsband zum Abschlussworkshop des Pfiff-Projektes, o.J. 
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Beschäftigungsfähigkeit ist als Leitbegriff etabliert. Beschäftigungsfähigkeit 
herzustellen, hierzu ist ein Bündel von ineinandergreifenden Maßnahmen und ein 
ganzheitliches Vorgehen notwendig. Vor allem steht die Schaffung eines 
lernförderlichen Umfeldes im Zentrum. Ebenso wichtig ist, das „Kriterium ‚Alter‘ als 
Entscheidungs- und Handlungsgrundlage“9 zu Gunsten einer Orientierung auf die 
Beschäftigungsfähigkeit Aller zu ersetzen. Dies meint, die Arbeit sollte altersgerecht 
sein und ältere Beschäftigte sollen nicht aufgrund des Lebensalters geringer 
geschätzt, abgewertet und weniger gefordert und gefördert werden als jüngere.  
Hier besteht in Deutschland Handlungsbedarf: So liegt Deutschland im EU-15-
Ländervergleich unterhalb des Durchschnitts, wenn die Beschäftigten gefragt 
werden, ob Lernen von Neuem bei der Arbeit möglich ist. Besonders bei den älteren 
Beschäftigten schneidet Deutschland schlecht ab. Die Spitzenreiter Finnland, 
Schweden und Dänemark kommen bei dieser Frage bei den über 45-Jährigen auf 
über 80%, Deutschland auf rund 60%, der Mittelwert der EU-15 liegt bei 67%. Auch 
bezogen auf die zweite Bedingung - das Kriterium Alter als Entscheidungs- und 
Handlungsgrundlage durch das Kriterium Beschäftigungsfähigkeit zu ersetzen – 
ergeben sich für Deutschland unterdurchschnittliche Werte.  Noch immer haben viele 
Unternehmen Vorbehalte bei der Einstellung Älterer. Auch die Weiterbildungsquote 
bei Älteren ist geringer als in anderen Altersgruppen10.  
 
Hier Veränderungen einzuleiten, gelingt nur im Zusammenwirken von Politik und 
Unternehmen. Inzwischen liegt eine Vielzahl von Initiativen vor. Im nachfolgenden 
Kapitel gehen wir zunächst auf die jüngsten Gesetzesänderungen ein, die darauf 
abzielen, die Rahmenbedingungen für eine demografiefeste Personalpolitik zu 
schaffen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
9 Vgl. Eilers, Silke / Rump, Jutta: Managing Employability und Employability im Zuge des demografischen Wandels. in: Jutta 
Rump et al (Hrsg.): Employability Management – Grundlagen, Konzepte, Perspektiven, 2006, S. 13-73 und S. 129-148 
10 Vgl.: Dietz, Martin: Arbeitsmarkt. Rückenwind für Ältere, in: Wirtschaftsdienst(88, Heft 4) 2008: 254-259. 
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Exkurs: Situation von Einwanderinnen und Einwandere rn 

Zentraler und inzwischen unstrittiger Aspekt dieser Diskussion ist die absolute 
Notwendigkeit, die „Bildungsperformance“ von Einwanderern und Einwanderinnen zu 
steigern, insbesondere die ihrer Kinder: Immerhin haben rund ein Viertel der in 
Deutschland aufwachsenden Jugendlichen einen Migrationshintergrund. „Im 
bundesweiten Vergleich sind diese Jugendlichen jedoch in der Hauptschule 
überrepräsentiert, haben laut amtlicher Statistik mehr als doppelt so häufig keinen 
Schulabschluss, sind mehr als dreimal so oft ohne Ausbildung im Vergleich mit 
Jugendlichen ohne Migrationshintergrund“11, so die Zusammenfassung der Lage 
durch das Deutsche Jugendinstitut. Nachfolgendes Schaubild zeigt die 
unterschiedliche Situation in der schulischen Ausbildung.  

Abbildung 11: Ausländische und deutsche Schulabgänger/-innen nach Art des Schulabschlusses 
 

 
Quelle: DGB Bildungswerk Forum Migration Online 3/2008 

                                                 
11 Kunke, R. & Schreiber, E. (2008). Zwischen Integration und Ausgrenzungsrisiken. 
Aussiedlerjugendliche im Übergang Schule – Beruf. Ein Handbuch für die Praxis. Deutsches 
Jugendinstitut e.V. (Hrsg.). S. 5. München.  
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Diese Befunde werden auch gestützt von internationalen Organisationen wie der 
OECD. Deren Vergleichsstudien belegen, dass in Deutschland eine starke soziale 
Selektivität des Bildungssystems besteht: Soziale und ethnische Herkunft sind 
entscheidende Faktoren für Erfolg beziehungsweise Misserfolg in der Bildung. Auf 
Grund dieser starken Selektion im Bildungssystem zuungunsten der Migrantinnen 
und Migranten, aber auch auf Grund der bestehenden Qualifikationen der 
Einwandernden, sind in Deutschland vergleichsweise wenige Erwerbstätige hoch 
qualifiziert und eine beträchtliche Anzahl verfügt nur über niedrige Qualifikationen, 
wie nachfolgende Grafik zeigt:  

 

Abbildung 12:  Bevölkerung nach Migrationsstatus und beruflichem Abschluss  
 
 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2009). Bevölkerung und Erwerbstätigkeit: Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund – Ergebnisse des Mikrozensus 2007. Wiesbaden. Abb. 16. 
 

Entsprechend sieht die Bundesregierung die „Integration als Schlüsselaufgabe 
unserer Zeit“ und stellte bereits in 2007 den „Nationalen Integrationsplan“ vor. 
Standen hier zunächst der formale Zugang zum Arbeitsmarkt und Fragen der 
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rechtlichen Gleichstellung im Vordergrund, verschoben sich die Schwerpunkte hin zu 
einer Integration durch Bildung, berufliche Qualifikation und durch den Erwerb 
deutscher Sprachkenntnisse. Diese veränderten Schwerpunkte in den Aufgaben des 
nationalen Integrationsplans sind einerseits eine Antwort auf den demografischen 
Wandel durch Einwanderung, andererseits eine Reaktion auf den Strukturwandel von 
der Industrie- zur Wissensgesellschaft, „der eben jene Arbeitsplätze für gering 
Qualifizierte gefährdet, in denen die Mehrzahl der nach Deutschland angeworbenen 
Männer und Frauen tätig waren“12 . 

Im Rahmen der Diskussionen um den Nationalen Integrationsplan haben Bund und 
Länder eine Beobachtung von Zuwanderungs- und Integrationsprozessen sowie die 
Überprüfung von Integrationspolitik anhand von Indikatoren vorgeschlagen. Im 
Ergebnis entstanden „Integrationsindikatorenberichte“13, die Auskunft geben über 
den Stand und die Entwicklung von Integration anhand verschiedener Indikatoren. 
Bezogen auf Bildung und Arbeitsmarkt kommt der jüngste Bericht für den Zeitraum 
2005 bis 2007 zu folgendem Ergebnis: Hinsichtlich der Schulabschlüsse kann für die 
gesamte Bevölkerung, also auch bei den ausländischen Schülerinnen und Schülern, 
ein positiver Trend beobachtet werden. So ging die Zahl derer ohne Schulabschluss 
zurück. Allerdings besteht der Bildungsrückstand bei Kindern mit 
Migrationshintergrund im Vergleich zu Deutschen fort.  

Auch in Bezug auf die Ausbildung war die Entwicklung leicht positiv: Personen mit 
Migrationshintergrund haben zwar deutlich häufiger weder einen beruflichen noch 
einen akademischen Abschluss, jedoch stieg die Anzahl derer mit Hochschul- oder 
Berufsabschluss leicht an.  

Hinsichtlich der Erwerbstätigkeit zeigt der Indikatorenbericht, dass sowohl 
Erwerbstätigkeit als auch Arbeitslosigkeit bei Personen mit Migrationshintergrund 
eng mit der konjunkturellen Entwicklung zusammenhängen. Entsprechend sank 
deren Arbeitslosenquote in 2007.  

                                                 
�� ����� � 7. Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration über 
die Lage der Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland, Berlin 2007:38.�
13 Vgl.: Beauftragte der der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration: Integration in 
Deutschland, Erster Indikatorenbericht, Berlin 2009 
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Obwohl mit dem Nationalen Integrationsplan eine breite Palette von Aktivitäten 
begonnen wurde und inzwischen auch Erfolge sichtbar werden, legt die differenzierte 
Analyse entlang der gebildeten Indikatoren doch offen, vor welch großen 
Herausforderungen Deutschland im Hinblick auf die Integration von Migrantinnen und 
Migranten steht. Wird im Rahmen der Demografiedebatte ein Ausschöpfen des 
Erwerbspersonenpotentials angemahnt, so stehen die Migrantinnen und Migranten 
im Zentrum.  

 

2. Gesetzliche Rahmenbedingungen und zentrale polit ische Akteure 

 
Ein zentrales Gebot, dem demografischen Wandel kurzfristig zu begegnen, ist die 
Steigerung der Beschäftigungsquote Älterer. Ihr Anstieg in den letzten Jahren hängt 
im Wesentlichen mit veränderten Gesetzten und Rahmenbedingungen zusammen. 
Die Gesetzesänderungen haben den vorzeitigen Ausstieg aus dem Erwerbsleben 
erheblich erschwert beziehungsweise führte ein Ausstieg zu höheren Einbußen in 
der Rente. Gleichzeitig wurden Unternehmen und ältere Beschäftigte bei einer 
längeren Beschäftigungszeit unterstützt.  
 

2.1. Gesetzliche und sozialpolitische Rahmenbedingu ngen  

Der Anstieg der Erwerbstätigkeit Älterer steht in einem engen Zusammenhang mit 
der Anhebung von Altersgrenzen und Rentenabschlägen bei vorzeitigem Übergang 
in die Altersrente.14 Die Möglichkeiten, vorzeitig aus dem Erwerbsleben 
auszuscheiden, wurden von der Rentenpolitik in den letzten 15 Jahren immer weiter 
verengt.  
Zeitgleich mit dem Altersgrenzenanpassungsgesetz („Rente mit 67“), welches das 
Eintrittsalter für die Regelaltersrente von 65 auf 67 Jahre erhöht, wurde das Gesetz 
zur Verbesserung der Beschäftigungschancen älterer Menschen („Initiative 50plus“) 
beschlossen, welches zum 1. Mai 2007 in Kraft trat.  Die Initiative bündelt bereits 
vorhandene Instrumente, nimmt Änderungen vor und ergänzt. Die drei wichtigsten 
Instrumente dabei sind ein Zuschuss für Weiterbildung Älterer, 

                                                 
14 Siehe Jakob, Johannes / Kolf, Ingo: Mehr Beschäftigung für Ältere? Die „Initiative 50plus“ der Bundesregierung: Nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein, in: Soziale Sicherheit 4/2007, S. 125.  
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Eingliederungszuschüsse für Ältere, sowie die  Entgeltsicherung, die eine spezielle 
Regelung für über 50-Jährige enthält. 
 
Durch die Weiterbildungsförderung  werden Betrieben mit bis zu 250 (bisher nur für 
Betriebe bis zu 100) Beschäftigten für die berufliche Weiterbildung ihre älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Kosten von der Arbeitsagentur erstattet. 
Ältere Arbeitsnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen die Chance erhalten, ihre 
Kenntnisse zu aktualisieren, ihre Qualifikation zu erhöhen und ihre Arbeits- und 
Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten. Möglich ist auch, im Rahmen einer solchen 
Weiterbildung eine Ersatzarbeitskraft  („Jobrotation“) über die Bundesagentur für 
Arbeit zu finanzieren.  
 
Die Zugangsbedingungen für Eingliederungszuschüsse  wurden für Ältere 
gelockert. So können Unternehmen, die Personen einstellen, welche das 
50.Lebensjahr vollendet haben, selbst dann einen Einstellungszuschuss erhalten, 
wenn kein Vermittlungshemmnis (beispielsweise eine lange Arbeitslosigkeit oder 
eine Behinderung) vorliegt. Bestand eine Arbeitslosigkeit über mindestens sechs 
Monate, kann eine Förderung für mindestens 12 und maximal 36 Monate erfolgen, 
sie beträgt 30 bis 50% des Arbeitsentgeltes. 
 
Hinzu kommt die für ältere ArbeitnehmerInnen erweiterte Entgeltsicherung . 
Arbeitslose, die einen Restanspruch von mindestens 120 Tagen Arbeitslosengeld I 
haben, können gefördert werden, wenn sie eine Beschäftigung aufnehmen, die 
niedriger bezahlt ist. Diese Entgeltsicherung wird für zwei Jahre, also länger als 
bisher, gewährt. Angenommen wird, dass die vergleichsweise längere 
Arbeitslosigkeit von Älteren mit ihrem bisherigen Lohnniveau zusammenhängt. Das 
Instrument kann so einen Ausgleich schaffen, wenn geringer dotierte Stellen 
angenommen werden.  
Staatlicherseits kann Deutschland nunmehr auf deutlich veränderte 
Weichenstellungen hinsichtlich der gesetzlichen Rahmenbedingungen verweisen. 
Doch auch bezogen auf die praktischen Ausgestaltung des demografischen Wandels 
besteht bereits seit 2002 eine maßgebliche Initiative – die Initiative „Neue Qualität 
der Arbeit“ (INQA). INQA ist eine Gemeinschaftsinitiative von Bund, Ländern, 
Sozialpartnern, Sozialversicherungsträgern, Stiftungen und Unternehmen. Zentrale 
Maxime der INQA ist, dass der Wandel der Arbeit eine neue Qualität der Arbeit 
erfordert als Voraussetzung für eine nachhaltige Wertschöpfung.  
Entsprechend ist das Ziel dieses mithin wichtigsten Zusammenschlusses von 
staatlichen, wirtschaftlichen und gemeinnützigen AkteurInnen ist, gute 
Arbeitsbedingungen zu schaffen und dabei die Interessen der Beschäftigten und 
Unternehmen miteinander zu verbinden. Mit zahlreichen Produkten, Praxishilfen, 
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Tools und Kooperationsmodellen trägt INQA bereits dazu bei, 
Veränderungsprozesse in den Unternehmen anzustoßen. Gleichsam wurden bei der 
INQA Thematische Initiativkreise (TIK) gegründet – spezialisierte Arbeitsgruppen 
etwa für Branchen oder für den demografischen Diskurs besonders relevante 
Themen, wie etwa lebenslanges Lernen. Die Mitglieder dieser Kreise setzen sich aus 
allen Bereichen der Gesellschaft zusammen, häufig sind es VertreterInnen aus 
Unternehmen.  
Aktuell zu benennen ist eine pilothaft initiierte Weiterbildung zum „Human Capital 
Internal Auditor“, die von der INQA finanziert wird.  Ausgehend von der Annahme, 
dass der Bereich Humanressourcen nach Maßgabe der Unternehmensstrategie so 
gesteuert werden muss, dass die größtmöglichen Effekte für die Gesundheit, das 
Wohlbefinden, die Motivation etc. der Mitarbeiter/-innen erzielt werden. Steuerungs- 
und Analyseinstrumente dafür sind theoretisch vorhanden, dennoch findet die 
praktische Umsetzung in den Unternehmen noch zu selten statt. Ein Grund dafür ist 
das Fehlen von entsprechenden Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten. Diese Lücke 
will das genannte Projekt schließen helfen, indem ein Weiterbildungskonzept 
entwickelt und im Rahmen einer pilothaften Durchführung evaluiert wird. Insgesamt 
soll eine standardisierte und vor allem kontinuierliche Steuerung von Human-Capital-
Belangen implementiert werden.  
INQA stellt also eine ressourcenstarke Bündelung der gesellschaftlichen Kräfte zur 
Bewältigung des demografischen Wandels dar; hierin sind die Tarifpartner wesentlich 
engagiert.  
 
 

2.2. Betriebliche Interessenvertretung und Tarifbez iehungen  

Auf die Alterung der Belegschaften müssen die Betriebe mit einem breiten Spektrum 
an personalwirtschaftlichen Instrumenten reagieren. Aufgrund der tiefgreifenden 
Veränderungen, die durch die Änderungen in der Belegschaftsstruktur ausgelöst 
werden, ist ein enges Zusammenwirken von Personalabteilungen, Geschäftsleitung 
und betrieblichen Interessenvertretungen notwendig. Gerade die Betriebs- und 
Personalräte spielen eine Schlüsselrolle im Hinblick auf den Erfolg einer 
demografiefesten Personalpolitik. Um ein Beispiel zu nennen: Wenn alternsgerechte 
Arbeitsplätze entstehen sollen und in diesem Zusammenhang Beschäftigte Auskunft 
geben müssen über tätigkeitsbezogene Belastungen und Erkrankungen, werden sie 
dies am ehesten tun, wenn die Betriebsräte dafür stehen, dass die Informationen 
nicht gegen die Belegschaft, sondern für ihren Gesunderhalt verwendet werden.  
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Betriebs- und Personalräte sind Schlüsselakteure und vielfach geht von ihnen die 
Initiative zur Bewältigung des demografischen Wandels aus. Beispielhaft sei hier 
verwiesen auf: 
  

· Demografischer Wandel und Alternsmanagement in der Automobilindustrie – 
Erfahrungen aus einem Projekt mit Betriebsräten:  

 
Beteiligt waren Betriebsräte der Automobilindustrie, hauptamtliche 
Gewerkschafter sowie Partner in Frankreich, Italien, Portugal und Finnland. 
Hier wurden alternsgerechte Wege der betrieblichen Personalpolitik erarbeitet. 
Zu diesem Zweck wurden Automobilkonferenzen durchgeführt, Konzepte wie 
„AGE-Kompetenz“, Generationengerechtigkeit oder 
Qualifizierungstarifverträge vorgestellt und Multiplikatoren- und 
Beraternetzwerke gebildet.  

 
· Betriebsräte in IT-Unternehmen15: Auf der jüngsten zentralen Fachtagung  der 

IT-Betriebsräte wurde der demografische Wandel in das Zentrum der 
Diskussion gestellt. Neben einem Erfahrungsaustausch wurden hier konkrete 
Szenarien einer ausgewogenen Beschäftigungsstruktur in der IT Branche 
entworfen.  

 
· Betriebsrätetag: Auch auf der Jahrestagung für Betriebsräte aller Branchen 

2007 in Bonn war der demografische Wandel ein zentrales Thema. Unter dem 
Motto „Chancen durch Erfahrung – Betriebsräte gestalten den demografischen 
Wandel in Unternehmen“ wurde er aus verschiedenen Blickwinkeln diskutiert. 
In einem breiten Diskurs zwischen Politik, Wissenschaft, Beratung und Praxis 
wurden so die Herausforderungen aber auch Chancen des demografischen 
Wandels einer breiten betriebsrätlichen Öffentlichkeit zugänglich gemacht.   

 
Insbesondere durch die Gewerkschaften und arbeitsorientierte Organisationen 
werden inzwischen spezifische Schulungen, Fortbildungen und 
Informationsangebote für Betriebs- und Personalräte angeboten. 
 
Im Ergebnis lässt sich also festhalten, dass die betrieblichen Interessenvertretungen 
das Thema „demografischer Wandel“ professionell besetzen.  
Auch die Gewerkschaften selbst arbeiten längst an zukunftsweisenden Konzepten: 
so sei verwiesen auf den Vorschlag der IG Metall „Sofortpaket 

                                                 
15 Siehe auch www.betriebsraetetag.de/fileadmin/user_upload/PDF/Programm_BBT_2007.pdf, Stand 16.06.2009.  



                                                 

����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

 

             
 

29

Beschäftigungsbrücke“, der vor allem auf ältere und gesundheitlich beeinträchtigte 
Beschäftigte zielt.   
 
Darüber hinaus ist das Thema jedoch längst auch in den Tarifbeziehungen 
angekommen, wie die inzwischen geschlossenen Tarifverträge zeigen: Bisher 
bestehen sie nur vereinzelt, sind daher als Innovation zu verstehen. Aber sie 
markieren eine Trendwende im Hinblick darauf, was derzeit Gegenstand von 
Tarifverhandlungen ist:  
 
Am 21. September 2006 schlossen die Tarifvertragsparteien in der Eisen- und 
Stahlindustrie den ersten Tarifvertrag zur „Gestaltung des demografischen Wandels“ 
ab. Im April 2008 haben die Chemie-Arbeitgeber mit der Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie und Industrie den „Tarifvertrag Lebensarbeitszeit und Demografie“ 
für die Chemische Industrie abgeschlossen. Zum ersten Mal wurde somit ein klares 
Gebot zu Handeln in den Unternehmen vereinbart und zugleich auch Geld für diese 
Veränderungen eingeplant. 
 
Die Tarifparteien entscheiden dabei gemeinsam, welche demografierelevanten 
Handlungsfelder angegangen werden sollen. Durch eine Demografie-Analyse, die 
die Alters- und Qualifikationsstrukturen des Betriebes beleuchtet, wird eine 
Wissengrundlage geschaffen. Mögliche Handlungsfelder sind: alters- und 
alternsgerechte Arbeitsorganisation, altersgerechte Arbeitszeitmodelle, betriebliche 
Gesundheitsförderung, Qualifizierungsmaßnahmen und Nachwuchssicherung.  
 
Neben den zu bearbeitenden Handlungsfeldern besteht im Chemie-Tarifvertrag eine 
zweite Säule: ein Demografie-Fonds, in den Geld eingezahlt wird, über dessen 
Einsatz die Tarifparteien in einem Unternehmen gemeinsam entscheiden sollen. Der 
Fonds kann genutzt werden, um Langzeitkonten einzurichten, die dann von den 
Beschäftigten mit Zeit und Geld aufgefüllt werden und einen früheren Ausstieg aus 
dem Erwerbsleben finanzieren können, oder Altersteilzeit finanzierbar zu machen. 
Möglich ist auch die Finanzierung einer Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, einer 
Teilrente oder einer tariflichen Altersvorsorge. Die Betriebe arbeiten zurzeit an der 
Umsetzung dieser Vorgaben.  
 
Neben diesen Flächentarifverträgen bestehen inzwischen ebenso 
Konzerntarifverträge, so z.B. der Tarifvertrag  „Demografischer Wandel, globaler 
Wettbewerb und betriebliche Sozialpolitik“ der Hamburger Hafen und Logistik AG16.  

                                                 
16 www.hhla.de/fileadmin/download/HHLA_DemografischerWandel.pdf, 
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Auch hier wird der Gestaltung einer demographiefesten Personalpolitik hohe Priorität 
eingeräumt.  

Es ist als sicher anzunehmen, dass weitere Branchen und Betriebe diesem Beispiel 
folgen. Der demografische Wandel hat somit absolut an Bedeutung gewonnen im 
betrieblichen Handeln: ganz praktisch für die betrieblichen Interessenvertretungen 
aber auch in Bezug auf die Regelungen und die einzuplanenden Ressourcen, auf die 
sich die Tarifparteien einigen. 

 

3.0. Die Situation in Branchen und Betrieben 

 
Die demografische Debatte ist – wie schon die Beschreibung der Aktivitäten von 
Betriebsräten und Tarifpartnern zeigte – längst in den Betrieben angekommen. Mehr 
noch, längst spüren die Betriebe ganz praktisch den demografischen Wandel, sei es, 
dass Fachkräfte auf den regionalen und überregionalen Arbeitsmärkten schwer zu 
rekrutieren sind, sei es, dass die Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen nach wie vor 
nicht ausreichend alternsgerecht gestaltet sind, so dass viele ältere Wissensträger 
die Unternehmen vorfristig verlassen.  
 
Insgesamt gilt, dass das Durchschnittsalter der Belegschaften in den Betrieben in 
Deutschland ansteigt. So stieg das mittlere Alter der Beschäftigten von 40,0 Jahren 
im Jahr 2000 auf 41,5 Jahren in 2005. Dabei sind weibliche Belegschaften 
geringfügig älter als die Gesamtbelegschaften.  
 
Auch in Branchen und Betrieben sehen wir einen Unterschied zwischen West- und 
Ostdeutschland. Vor allem transformationsbedingt gibt es in Ostdeutschland stark 
überalterte Bereiche mit wenigen oder keinen jungen und vielen älteren 
Beschäftigten. Dies betrifft vor allem hochqualifizierte Beschäftigte. Die 
entsprechenden überalterten Betriebe werden am schnellsten mit Fachkräftemangel 
konfrontiert sein. Nachfolgende Grafiken zeigen die Unterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland:  
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Abbildung 13: Anteile jüngere und älterer Beschäftigter in Betrieben in Ost- und Westdeutschland 

 

       
 

 
 

Quelle: Beschäftigtenpanel der Bundesagentur für Arbeit 2005 sowie Berechnungen des 
Sonderforschungsbereich 580 - Gesellschaftliche Entwicklungen nach dem Systemumbruch  der Universitäten 
Jena und Halle/Wittenberg 
 
Ostdeutschland ist somit auch bezogen auf sein wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
früher mit demografischen Herausforderungen konfrontiert als Westdeutschland. 
Werden nun die Fähigkeiten betrachtet, diese Herausforderungen zu bewältigen, 
dann zeigt sich jedoch nicht so sehr ein Ost-West-Unterschied. Die Verteilung dieser 
Fähigkeiten vollzieht sich derzeit eher entlang der Unternehmensgröße:  
Bezogen auf die Aktivitäten einzelner Betriebe lässt sich feststellen, dass auf Grund 
der unterschiedlichen Verteilung der Ressourcen für Personalentwicklung vor allem 
große Unternehmen bereits heute engagiert dem demografischen Wandel begegnen. 
Hier ist die Sammlung Guter Praxis inzwischen nahezu unüberschaubar geworden – 
in allen Branchen und allen Regionen handeln viele große Unternehmen 
„demografiesensibel“.17 
 

                                                 
17 Für weitere Informationen siehe www.inqa.de/Inqa/Navigation/Gute-Praxis/, Stand: 25.05.2009.  
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Den Anstoß gab durchaus die Politik – wie im Falle der  ING-DiBa AG, die im 
Rahmen der „Azubis 50+“-Aktion, finanziert über die Initiative 50plus des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, Ausbildungen realisiert. Vielfach sind 
die Unternehmen jedoch auch aus eigenem Antrieb  tätig geworden. 
 
In kleinen und mittleren Unternehmen hingegen sieht die Situation oftmals anders 
aus. Sie verfügen meist nicht über hinreichende personalpolitische Ressourcen und 
sind daher auf Unterstützung angewiesen bei der Bewältigung des demografischen 
Wandels. Eine repräsentative Umfrage des Instituts für gesundheitliche Prävention 
ergab, dass 77,5% der kleinen und mittleren Unternehmen nicht über Instrumente 
verfügen, um Prognosen aufgrund von Altersstrukturanalysen zu erstellen.18 Gerade 
hier ist also die Unterstützung durch öffentliche Akteure und die Tarifparteien 
außerordentlich notwendig.  
 
Dies geschieht sowohl durch die Bundesländer als auch durch die einschlägigen 
Verbände.  
 
In Hessen etwa begann die Bearbeitung des Themas mit einer Bestandsaufnahme. 
Die Studie „Demografischer Wandel und Erwerbstätigkeit von Älteren: Zukünftiges 
Arbeitsangebot und gegenwärtige Beschäftigungssituation“, finanziert durch das 
Land Hessen und ESF, bildete die Grundlage  für die Entwicklung eines Konzepts 
zur Aktivierung der hessischen Wirtschaft.19 
 
Vor diesem Hintergrund operieren Projekte, die gezielt auf die Veränderung der 
betrieblichen Personalpolitik gerichtet sind. Etwa der „Betriebliche Dialog zum 
demografischen Wandel“, gefördert vom Land Hessen, dem ESF und der 
Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände. Das Vorhaben unterstützte 
Unternehmen bei der Vorbereitung auf die Auswirkungen der demografischen 
Veränderungen. 
Hierbei wurden Anleitungen sowie Best-Practice-Beispiele zur Verfügung gestellt und 
für Unternehmen individuelle Ansätze konzipiert.20 Durch die Homepage des 
Projektes ist gewährleistet, dass die Erfahrungen und guten Beispiele auch über den 
Projektrahmen hinaus zur Verfügung stehen.  
                                                 
18 Vgl.: IPFG: MIAA-Unternehmensreport. Demografischer Wandel – Stand der Auseinandersetzung in deutschen 
Unternehmen – Ergebnisse einer bundesweiten Onlinebefragung deutscher Unternehmen im Rahmen des 
Projektes „Menschen in altersgerechter Arbeitskultur – arbeiten dürfen, können und wollen (MIAA), Münster 2009. 
www.miaa.de bzw. www.ipfg.de  
19 2005 wurde die Studie veröffentlicht. Nachfolgend entstanden weitere Studien, so dass es inzwischen die 
demografische Situation in Hessen gut erfasst ist.  
Vgl.: unter http://www.hessen-agentur.de/dynasite.cfm?dssid=75&dsmid=6995, Stand: 18.05.2009. 
20 Nachzulesen auch www.mit-offenen-augen.de, Stand 14.05.2009. 
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Zu nennen sind in diesem Zusammenhang auch die hessischen „Demografie-
Dialoge“21. Diese gibt es in Städten, Gemeinden und Landkreisen. Sie sollen 
möglichst viele lokale Akteure aus Politik, Verwaltung, Schulen, Vereinen, Kirchen 
und Betrieben zusammenführen und die gemeinsame Problemsicht fördern. 2008 
wurden in 22 Städten und Gemeinden ein solcher Dialog implementiert, die 
hessische Staatskanzlei wird die Erfahrungen allen Landkreisen und Kommunen 
zugänglich machen.  
 
Ähnliche Konzepte werden etwa in Nordrhein-Westfalen verfolgt, so die „NRW-
Demografiekonferenzen“. Diese wurden vom NRW-Arbeitsministerium gemeinsam 
mit den Sozialpartnern von September 2007 bis Januar 2008 in den fünf 
Regierungsbezirken Nordrhein-Westfalens veranstaltet. Die Ergebnisse der 
Konferenzen zeigen, dass regionale Strukturen und die Förderung regionaler 
Netzwerke in Kombination mit flächendeckenden Informations-, Service-, Beratungs- 
und Förderangeboten unverzichtbar sind, um Unternehmen und Beschäftigte bei den 
Anpassungsprozessen zu unterstützen.22 Gerade kleine Unternehmen, etwa im 
Handwerk, sind auf eine Unterstützung durch ihre Verbände angewiesen und 
erhalten durch sie Zugang zu Informationen und weiteren 
Unterstützungsmöglichkeiten.  
 
Nachfolgend werden die Branchen Gesundheitswesen und Chemische Industrie 
differenziert betrachtet. Beide Branchen stellen zum Teil hohe körperliche 
Anforderungen an ihre Beschäftigten. Daher ist hier zu erwarten, dass 
zukunftsweisende Lösungen gefunden werden zum Erhalt der 
Beschäftigungsfähigkeit. Sowohl im Gesundheitswesen mit seinen steigenden 
Beschäftigtenzahlen als auch in der Chemischen Industrie ist es gelungen, einen 
intensiven Dialog zum Thema Demografischer Wandel zu etablieren. Viele Ideen und 
Aktionen entstehen und können auch über diese Branchen hinaus Möglichkeiten zu 
einer Gestaltung des veränderten Arbeitslebens geben. 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
21 Eine gute Auflistung der Vorhaben findet man auf den Internetseiten der HessenAgentur GmbH 
(http://www.hessen-agentur.de/dynasite.cfm?dssid=75&dsmid=6994, Stand 18.05.2009. 
22 Siehe dazu http://www.arbeit-demografie.nrw.de/, Stand 15.06.2009.  
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3.1. Gesundheitswesen 
 
Das Gesundheitswesen zählt bereits heute zu den wichtigsten 
Beschäftigungszweigen in Deutschland. Rund 11% aller Beschäftigten, insgesamt 
rund  4,31 Millionen, arbeiteten 2006 in diesem Sektor – mehr als zehnmal so viele 
wie beispielsweise in der Chemischen Industrie23. Im Vergleich zu anderen Branchen 
nahm die Beschäftigtenzahl im Gesundheitswesen in den vergangen Jahren stark zu 
– so wurde im Zeitraum zwischen 2001 und 2006 ein Plus von 4,1 Prozentpunkten 
gezählt – und wird auch in der Zukunft äußerst dynamisch  ansteigen. Dabei sind es 
die klassischen Bereiche der medizinischen Versorgung, die ausgebaut werden 
müssen. Zugleich sind es aber auch neue Bereiche der Versorgung und 
Unterstützung, die entstehen, so etwa im Bereich der Demenz oder anderer 
Alterserkrankungen. 
 
Das Gesundheitswesen in Deutschland ist eine Frauenbranche: So waren im Jahr 
2006 waren fast drei Viertel aller Beschäftigten (72,3%) weiblich.  
Für eine Betrachtung des betrieblichen Umgangs mit den demografischen 
Herausforderungen eignet sich das Gesundheitswesen in besonderer Weise: 
 

· Erstens zählt es zu den Sektoren, dem mithin die größten Wachstumschancen 
prognostiziert werden. Hintergrund der steigenden Nachfrage nach 
Gesundheitsdienstleistungen ist sowohl die steigende Anzahl Älterer an der 
Bevölkerung als auch die allgemein höhere Wertschätzung von Gesundheit 
und Wellness bei weiten Teilen der Bevölkerung. In diesem Sinne muss das 
Gesundheitswesen allein in quantitativer Hinsicht große Anstrengungen 
unternehmen, diesen Fachkräftebedarf zu decken. 

 
· Zweitens ergeben sich auch in qualitativer Hinsicht veränderte Anforderungen 

aus dem demografischen Wandel der Bevölkerung: die zukünftig stark 
steigende Anzahl von Hochbetagten – innerhalb dessen zum Beispiel auch 
von Demenzkranken – erfordert, dass sich Betriebe und Beschäftigte der 
Gesundheitswirtschaft auf die sich daraus ergebenden Anforderungen an das 
Dienstleistungsprofil einstellen. Dies meint vor allem das gesamte Feld der 
Qualifizierung: Bisher sind noch deutlich zu wenige Kräfte auf die fachlichen 
Anforderungen in der Geriatrie vorbereitet.  

 
 

                                                 
23 Siehe Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 2008 für die Bundesrepublik Deutschland, 2008. 
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· Drittens sind die Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen auf Grund von 
schweren körperlichen und psychischen Anforderungen, aber auch auf Grund 
der hochflexibilisierten Arbeitszeiten stark belastend. In kaum einen anderem 
Sektor scheiden so viele Beschäftigte vor Erreichen des Rentenalters aus 
dem Beruf aus oder wechseln die Branche, sobald sie vor das Problem 
gestellt werden, Schichtarbeit mit Familienaufgaben zu vereinbaren. Insofern 
sind gerade im Gesundheitswesen Fragen der alterns- und 
lebenslagengerechten Arbeitsgestaltung von hoher Relevanz.  

 
· Viertens bildet im Hinblick auf die Alterung der Belegschaften auch das 

Gesundheitswesen keine Ausnahme: Auf Grund der hohen Fluktuation und 
vieler Abgänge vor dem gesetzlichen Rentenalter wegen hoher körperlicher 
Belastung arbeiten derzeit zwar noch wenige Ältere im Gesundheitswesen, 
doch stieg ihr prozentualer Anteil an allen Beschäftigten von 20,59% im Jahr 
2002 auf 23,41% im Jahr 2006.24 

 
In Anbetracht des kurz geschilderten Problembündels ist es gerade die 
Gesundheitswirtschaft, der unterstellt werden kann, aufgrund der außerordentlichen 
Herausforderungen auch innovative und umfassende Konzepte zur Bewältigung 
seiner demografisch bedingten Probleme zu entwickeln. Die Ergebnisse der 
Aktivitäten solcher Vorreiterbranchen können nachfolgend auch für andere Branchen 
fruchtbar gemacht werden.  
   
Bezogen auf die Frage, wie Betriebe der Alterung ihrer Belegschaften begegnen 
können und müssen, ergibt sich für das Gesundheitswesen vor allem 
Handlungsbedarf bei den Arbeitsbedingungen: Hier ist der Arbeitsalltag vieler 
Beschäftigter von hoher körperlicher Belastung oder Schichtarbeit (beispielsweise in 
der Pflege) geprägt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
24 Siehe Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 2008 für die Bundesrepublik Deutschland, 2008, S. 
257.  
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Zu den Hauptbelastungsfaktoren zählen:  
 

· überdurchschnittlich lange Arbeitszeiten und Überstunden, 
 

· ausgeprägte Hierarchie- und verkrustete Professionsstrukturen, 
 

· im Vergleich zu anderen Berufen auf der Facharbeiterebene bei Pflegekräften  
deutlich geringere Entlohnung, 
 

· flexible und lange Arbeitszeiten und häufiger Schichtbetrieb, 
 

· fachfremder und zum Teil unterfordernder, patientenferner Einsatz von  
Pflegekräften25. 
 
 

Diese hohen Belastungen sind verantwortlich für die hohe Anzahl von 
Personalabgängen in der Branche. Das IAB-Betriebspanel von 2001 weist aus, dass 
von den ungefähr 220 Tsd. Personalabgängen aus dem deutschen 
Gesundheitswesen etwa 45% von den Beschäftigten selbst ausgelöst wurden. 
Dieser Wert liegt um knapp zehn Prozentpunkte über dem gesamtwirtschaftlichen 
Wert und wurde in dieser Höhe von keinem anderen Wirtschaftszweig erreicht.26  
 
Weitere Indizien für belastende Arbeitsbedingungen finden sich etwa in der 
Altenpflege: überdurchschnittlich viele Heimbetreiber verzeichnen hohe Fehlzeiten, 
einen hohen Krankenstand und beklagen mangelnde Arbeitsmotivation27. Ergebnisse 
einer breit angelegten Studie zu Pflegeberufen in Europa28  zeigen, dass in 
Deutschland fast jeder Fünfte ernsthaft daran denkt, den Pflegeberuf zu verlassen. 
Nur 46% der Befragten gab an, insgesamt zufrieden zu sein mit der Arbeit. Mit den 
Arbeitszeiten sind 40% der Befragten unzufrieden, das ist der höchste Wert in 
Europa. 
 
 
 

                                                 
25 Siehe ebd., S. 128. 
26 Siehe Gewiese, Tilo / Leber,Ute /  Schwengler, Barbara: Personalbedarf und Qualifizierung im Gesundheitswesen - 
Ergebnisse des IAB-Betriebspanels und der IAB-Gesundheitsstudie, in: MittAB 2/2003, S. 152.  
27 Vgl. ebd., S. 157. 
28 Vgl.: NEXT -Studie= nurses‘ early exit study, Koordination Bergische Universität Wuppertal, 2003 
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Im Bereich der Kranken- und Altenpflege ist dementsprechend in den letzten Jahren 
auch ein deutlicher Einbruch der Auszubildendenzahlen festzustellen (-19%)29. 
Steigender Kostendruck sowie vermehrte Privatisierung verringern die 
Ausbildungsstellen, zugleich wollen immer weniger junge Menschen in diesem 
Bereich arbeiten. 
 
Im Rahmen des DGB-Index Gute Arbeit wurden Beschäftigte danach befragt, ob sie 
glauben, bis zur Rente in ihrem Beruf tätig sein zu können. 
 
Im Gesundheits- und Sozialwesen gaben 40% die Antwort „Nein, wahrscheinlich 
nicht“, 42% sagten „Ja, wahrscheinlich“ und 18% wussten es nicht. D.h. die Mehrheit 
sieht sich nicht in der Lage, ihren Beruf auch in höherem Alter noch ausüben zu 
können. Nur in den Wirtschaftszweigen Baugewerbe (52%) und 
Nachrichtenübermittlung (42%) schätzten die Befragten die Lage noch schlechter 
ein.30  
 
Eine Differenzierung der Antworten nach gesundheitswirtschaftlichen Berufsgruppen 
zeigt, dass die Bewertungen in den sozialpflegerischen Berufen noch schlechter 
ausfallen: Hier gaben 48% an, sich nicht vorstellen zu können, ihre Arbeit bis zur 
Rente auszuführen. In der Tat befindet sich unter den Beziehenden von 
Erwerbsminderungsrenten ein hoher Anteil aus sozialpflegerischen Berufen.31  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
29 Vgl. Bandemer, Stephan von u.a.: Gesundheitswirtschaft: die große Hoffnung auf des Messers Scheide? Die 
Gesundheitswirtschaft als Gestaltungsfeld moderner, personenbezogener Dienstleistungsarbeit – Herausforderungen für die 
Arbeitsgestaltung, Qualifizierung und berufliche Bildung, in: Institut Arbeit und Technik: Jahrbuch 2003/2004, 
Gelsenkirchen, 2004, S. 126. 
30 Siehe DGB-Index Gute Arbeit GmbH (Hrsg.): DGB-Index Gute Arbeit 2008 – Der Report, S. 10.  
31 So liegt der Anteil der Erwerbsminderungsrenten an allen Rentenzugängen 2007 bei den 
Gesundheitsdienstberufen bei 29%, bei den Sozialpflegerischen Berufen bei 31%. Höher ist der Anteil nur noch 
bei den Bau- und Baunebenberufen (36%), siehe ebd. 
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Abbildung 14: Anteil derjenigen, die glauben, nicht bis zur Rente durchhalten zu können 

 

Quelle: Kerschbaumer, Judith / Räder, Evelyn: In Arbeit bleiben – wieder in Beschäftigung kommen, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte 18-19/2008: 30-39 
 
 
Die Diskussion um die Arbeitsbedingungen in Pflege und Gesundheitswesen ist nicht 
neu. Jedoch verschärfen die wachsenden Rekrutierungsprobleme der Branche und 
die hinzukommenden neuen Anforderungen durch die strukturellen Veränderungen 
und Neuerungen die Situation, so dass inzwischen eine Vielzahl von Initiativen und 
Maßnahmen auf den Weg gebracht wurde. Im Kern geht es hierbei um eine 
Veränderung der Arbeitsbedingungen, um den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit 
und darum, die Branche insgesamt attraktiver zu machen für Nachwuchskräfte.  
 
Im September 2007 wurde der Soziale Dialog für das Gesundheitswesen von der 
EU-Kommission ins Leben gerufen. Bei der demografischen Entwicklung steht das 
Personal in den Kliniken im Vordergrund. Steigendes Durchschnittsalter der 
Belegschaften, Voranschreiten des technischen Fortschritts und neue Aufgaben für 
die Beschäftigten stellen die Kliniken vor die Frage, wie gerade ältere 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer altersgerecht weitergebildet werden können 
und wie ihre Arbeit altersgerecht gestaltet werden kann. Zudem stellt sich vor dem 
Hintergrund der hohen Fluktuation in der Branche und dem hohen Anteil der 
Beschäftigten, die ihren Beruf nicht bis zur Rente ausüben können, die Frage, wie 
ältere Fachkräfte gehalten werden können. 
 
Neben der Fachtagung auf europäischer Ebene gibt es für die Krankenhäuser als 
zweites Instrument des Sozialen Dialogs die „gemeinsame repräsentative Task 
Force“, eine Arbeitsgruppe, die die Fachtagungen und die Beratungen der 
Sozialpartner zur Umsetzung von Maßnahmen und Entscheidungen im 
Gesundheitswesen - konkret im Krankenhaussektor - vorbereitet. Die gemeinsame 
repräsentative Task Force soll die Möglichkeiten der Sozialpartner für die Gestaltung 
der zukünftigen Beschäftigungsentwicklung im Krankenhaussektor verbessern und 
den sozialen Dialog auf europäischer, nationaler, regionaler und örtlicher Ebene 
zusammenführen. 
 
Auf nationaler Ebene zeigt die 5. Nationale Branchenkonferenz 
Gesundheitswirtschaft 2009 (07/08.5.2009 in Rostock) wie wichtig das Thema 
Demografie für die Branche ist: Hier diskutierten an zwei Tagen Experten zum 
Thema „Erfolgreich altern – der demografische Wandel als Herausforderung für die 
Gesundheitswirtschaft“. Die Problematik wurde auch hier von  beiden Seiten, der 
Kunden auf der einen Seite und der Beschäftigten der Branche auf der anderen 
Seite, betrachtet und erörtert. Der demografische Wandel wurde in seinen 
Auswirkungen auf die gesamte Gesellschaft dargestellt, die Veränderungen für die 
Gesundheitswirtschaft nachvollzogen und Beispiele vorgestellt, wie dem Wandel in 
den Betrieben der Branche begegnet werden kann.  
 
Da der demografische Wandel besonders in den Pflegeberufen als Herausforderung 
gesehen wird, gibt es gezielt für diese Berufsbranche viele Vorhaben auf 
Bundesebene. So hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, das bereits von 2004 bis 2008 das Modellvorhaben zur Weiterentwicklung 
der Pflegeberufe „Pflegeausbildung in Bewegung“32 durchführte, im September 2008 
die Fachkampagne "Berufsfeld: Moderne Altenpflege" ins Leben gerufen. Ziel der bis 
März 2009 laufenden Fachkampagne war es, über das Berufsbild zu informieren, für 
das Berufsfeld Altenpflege zu werben und es gesellschaftlich aufzuwerten. Nur wenn 
das Berufsfeld als modern, interessant und attraktiv gilt, werden Pflegekräfte in der 
Altenpflege bleiben, werden sich mehr junge Menschen für den Ausbildungsberuf 

                                                 
32 Siehe http://www.pflegeausbildung.de/home/, Stand 15.07.2009. 
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entscheiden. Deshalb sollte die Öffentlichkeit stärker auf das Berufsfeld mit seinen 
vielen Facetten aufmerksam gemacht werden.  
 
Doch auch jene Initiativen und Projekte, die konkret in den Betrieben wirken, sind 
inzwischen zahlreich. Zunächst ist das Projekt „Gestaltung altersgerechter 
Arbeitsbedingungen im Krankenhaus und Altenheim (GAbi)“  zu nennen.33 Ziel von 
GAbi ist die modellhafte Erarbeitung eines Praxisleitfadens in Hinblick auf die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen älterer Erwerbstätiger im Sozial- und 
Gesundheitswesen, ein eLearning-Tool wird ebenfalls erstellt. In diesem 
Zusammenhang werden Arbeitsstrukturen und –abläufe betrachtet, MitarbeiterInnen- 
und ExpertInneninterviews durchgeführt, Arbeitsanalysen an ausgewählten 
Arbeitsplätzen gemacht sowie Workshops veranstaltet. Auf der Grundlage der 
Ergebnisse werden Maßnahmenkataloge erstellt und umgesetzt, der Praxisleitfaden 
wird erarbeitet und im Sinne der Ergebnissicherung veröffentlicht, online dargestellt 
und in die Unternehmen der Branche transferiert. Das Projekt verspricht, gerade 
dadurch, dass es sehr viel Wert auf einen Transfer der Ergebnisse legt, gute 
Chancen, die Arbeitsbedingungen in Krankenhäusern und Altenheimen verändern zu 
können. 
 
An den Arbeitsbedingungen aller Beschäftigten, die nicht zuletzt, wenn sie gut 
gestaltet sind, zu einem längeren Verbleib der Beschäftigten auch ins Alter hinein in 
dem Betrieb führen können, setzen Forderungen der Rotkreuzschwestern an. Der 
Verband der Schwesternschaft vom DRK e.V. hat im Rahmen seines im Mai 2009 
stattgefundenen Bundeskongresses eine nachhaltige Veränderung des Berufsbildes 
der Pflege gefordert. Er wies darauf hin, dass aufgrund des demografischen Wandels 
nicht nur der Bedarf an professionellen Pflegekräften in den nächsten Jahren deutlich 
steigen wird, sondern sich auch der Tätigkeitsbereich verändern wird. Nach Ansicht 
der Rotkreuzschwestern erfordert die Versorgung hochbetagter und 
schwersterkrankter Menschen künftig eine Verbindung von Prävention, Kuration, 
Rehabilitation und Pflege. 
 
Unter dem Dach der Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA) wurde im Jahr 2004 
der Thematische Initiativkreis „Gesund Pflegen“ in Dortmund gegründet. Der 
Initiativkreis bietet eine Plattform für den gegenseitigen Informationsaustausch und 
gemeinsame Arbeit an wichtigen Themen im Bereich der Pflege. Dabei geht es im 
Wesentlichen darum, im Sinne der Forderung der DRK-Schwersternschaft, den 
                                                 
33 GABI ist eine Kooperation zwischen der Professur für Arbeits- und Organisationspsychologie der Universität 
Flensburg und der Ev.-Luth. Diakonissenanstalt zu Flensburg (DIAKO)mit Förderung durch das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin(BAuA). Siehe auch www.gabiprojekt.de, Stand 25.05.2009. 
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Pflegeberuf so zu gestalten, dass er den veränderten Anforderungen gerecht wird 
und die Beschäftigten gute Arbeitsbedingungen vorfinden. Zentrales Ziel ist, die 
Gesundheit der Pflegekräfte zu erhalten. Aber auch die Steigerung der Qualität der 
Pflegedienstleistungen, die Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen sowie die 
Verbesserung der öffentlichen Wertschätzung der Pflegenden werden angestrebt.34 
 
Mitglieder des Bündnisses sind unter anderem die Bundesministerien für Wirtschaft 
und Arbeit sowie für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, das Deutsche Rote 
Kreuz, verschiedene Universitäten und Fachhochschulen und Forschungsinstitute 
sowie die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di.  
 
Ein gutes Beispiel für eine Unternehmenskultur, die auf die Bedürfnisse der 
Beschäftigten eingeht, sind die Heiligenfeld Kliniken in Bad Kissingen. Die Kliniken, 
die den ersten Platz im Wettbewerb Beste Arbeitgeber im Gesundheitswesen in 
Deutschland und Europa erreicht haben, setzen dem anstrengenden Arbeitsalltag in 
der Pflege eine „Kultur der Wertschätzung“35 entgegen, kümmern sich um das 
psychische und körperliche Wohl des Personals. Mehrere Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen geben in eigens dafür zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten 
Massage-, Kosmetik- oder Wellnessanwendungen. Alle Beschäftigten erhalten in 
regelmäßigen Abständen Gutscheine für Behandlungen, bei besonderen 
Belastungen oder auch  außergewöhnlichem Engagement oder Leistungen werden 
auch zusätzliche Gutscheine vergeben. Zudem gibt es seit 2006 eine so genannte 
„Caring-Managerin“, die sich um das Wohlbefinden der Beschäftigten kümmert und 
in unregelmäßigen Abständen für kleine Aufmerksamkeiten und Überraschungen 
sorgt. Bereits seit 2005 erhalten alle „Geburtstagskinder“ ein Drei-Gänge-Menü, 
gestaltet von den Auszubildenden. Eine umfassende Personalentwicklung mit in- und 
externen Fortbildungen, überdurchschnittlich viele Fortbildungstage sowie 
Entwicklungsprogramme für Mitarbeiterinnen, Mitarbeiter und Führungskräfte runden 
das Bild ab. Eine große Arbeitszufriedenheit, engagierte Beschäftigte und in der 
Folge auch zufriedene Patienten zeigen den Erfolg dieser Strategie.  
 
Gerade die Beispiele aus der Pflege zeigen, dass die Anforderungen weiter wachsen 
und in keinem Verhältnis mehr zur Wahrnehmung in der Gesellschaft und auch zur 
Bezahlung stehen. Helfen können da Aufwertungen von der politischen Ebene, wie 
die Aktionen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

                                                 
34 Siehe auch http://www.inqa.de/Inqa/Navigation/Themen/Gesund-Pflegen/initiativkreis,did=158390.html, Stand 
15.06.09. 
35 Siehe http://www.inqa.de/Inqa/Navigation/Gute-Praxis/datenbank-gute-praxis, Stand 15.07.2009.  
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ebenso wie höherer Wertschätzung durch den Arbeitgeber wie bei den Heilligenfeld 
Kliniken gesehen.  
 
Zu einer langfristigen Aufwertung kann auch eine steigende Professionalisierung der 
Berufe führen. So wurde 2004 der Studiengang „Bachelor of Nursing“ in Berlin 
eingeführt. Viele Hochschulen sind dem Beispiel bereits gefolgt, so dass langfristig 
die grundständige generalistische Hochschulausbildung für die Pflege sich 
durchsetzen dürfte. Dies führt zum einen zu einer Aufwertung des Berufsstandes und 
zu einer besseren Vorbereitung auf die kommenden Tätigkeiten, es vereinfacht aber 
auch das Zusammengehen mit anderen europäischen Ländern, die sich ebenfalls in 
dieses Richtung entwickeln. 
 
Zusammengefasst bedeutet ein verantwortungsvoller Umgang mit den 
Herausforderungen des demografischen Wandels in der Gesundheitswirtschaft vor 
allem das Schaffen besserer Arbeitsplätze, um bereits hier Beschäftigte länger zu 
halten und junge Menschen oder Berufswechsler zu ermutigen, in dieser Branche 
eine Tätigkeit aufzunehmen.  
Dazu gehören 
 

- eine höhere Wertschätzung der Beschäftigten in der Öffentlichkeit, 
 
- eine angemessene Entlohnung der Tätigkeiten,  
 
- bessere Arbeitsbedingungen in den Betrieben,  
 
- Schaffung eines lernförderlichen Umfelds und Weiterbildungsangebote. 
 

 
Ein Schritt kann die Akademisierung einiger Bereiche, etwa Teilen der Pflege sein, 
aber gerade auch die geringer qualifizierten Beschäftigten müssen durch Fort- und 
Weiterbildung arbeits- uns beschäftigungsfähig gehalten werden. 
Ausgleichsmöglichkeiten zur körperlich und psychisch belastenden Arbeit in der 
Branche sind notwendig, um die schwierige Situation, vor der die Beschäftigten unter 
anderem laut DGB-Index Gute Arbeit stehen, abzufangen.  
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2.3. Chemische Industrie 
 
Die chemische Industrie ist die viertgrößte Industriebranche in Deutschland. Ihr Anteil 
am Umsatz des Verarbeitenden Gewerbes beträgt 10%. Damit liegt sie hinter dem 
Kraftfahrzeugbau (20%), dem Maschinenbau (13%) und der Elektrotechnik (12%) auf 
dem vierten Platz.36 Im Juni 2007 waren in der chemischen Industrie 432.973 
Personen sozialversicherungspflichtig beschäftigt, davon 68% Männer.37 Insgesamt 
sind die Beschäftigtenzahlen in den letzten Jahren rückläufig, zählte die Branche 
doch vor 15 Jahren noch gut 100.000 Personen mehr in  Beschäftigung. 
Chemiebeschäftigte sind vergleichsweise jung: 2004 waren 18% der Beschäftigten 
insgesamt 50 Jahre und älter.38 Für das Verarbeitende Gewerbe lag der Anteil 2007 
bei knapp 26% und branchenweit in Deutschland bei etwa 23%39.  
 
Der relativ geringe Anteil von älteren Beschäftigten zeigt, dass die 
Arbeitsbelastungen in der Industrie vor allem für den Körper hoch sind und viele 
daher nicht bis zum Erreichen ihres regulären Rentenalters tätig bleiben. 
Informationen aus dem DGB-Index Gute Arbeit sind bezogen auf die chemische 
Industrie nur näherungsweise zu erhalten, da hier die Branche nicht trennscharf 
dargestellt ist. Zieht man die Kategorie „Ingenieurberufe, naturwissenschaftliche 
Berufe“ heran, die nur einen Teilbereich abdecken, ist das Ergebnis des Index 
vergleichsweise gut. 19% der Beschäftigten erwarten nicht, unter ihren 
Arbeitsbedingungen bis zur Rente arbeiten zu können, der Anteil der 
Erwerbsminderungsrenten an den Rentenzugängen beträgt nur 7%.40 
  
In Deutschland gelten die Tarifparteien der Chemischen Industrie als Vorreiter, 
schufen sie doch mit dem Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit und Demographie“  in 2008 
erstmals ein branchenweit geltendes Regelwerk, dass qualitative Elemente zur 
Bewältigung des demografischen Wandels enthält. Doch bereits zuvor war die 
Chemie auch europaweit aktiv: Die europäischen Chemie-Sozialpartner ECEG und 
EMCEF formulierten bereits am 10.09.2004 in Helsinki ein Positionspapier zum 
Thema "Bildung, Berufsausbildung und lebenslanges Lernen". Sie betonen das 
beiderseitige Interesse an einer hohen und dauerhaft guten Qualifikation der 
Beschäftigten.  

                                                 
36 Siehe Verband der Chemischen Industrie, online: 
http://www.vci.de/Die_Branche/default2~cmd~shr~docnr~114558~nd~~rub~735~ond~n01~c~5.htm, Stand: 
30.04.2009.  
37 Siehe Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit, Stichtag Juni 2007. 
38 ZEK(Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH): IKT-Report Mai 2005, S. 4.   
39 Siehe Commerzbank: Unternehmerperspektiven – Abschied vom Jugendwahn?, 2009, S. 11. 
40 Siehe DGB-Index Gute Arbeit GmbH (Hrsg.): DGB-Index Gute Arbeit 2008 – Der Report, 2008, S. 11.  
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2006 definierten die Chemie-Sozialpartner in ihrer gemeinsamen Erklärung 
Qualifizierung auf der Basis der Tarifverträge "Zukunft durch Ausbildung" und 
"Qualifizierung" Maßnahmen zur Nachwuchssicherung sowie zur Qualifizierung der 
Beschäftigten in der Branche. In dieser Erklärung findet sich explizit das Modell des 
lebenslangen Lernens zur Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit. Die Steigerung der 
Bildungsbeteiligung insbesondere bei Un- und Angelernten, Frauen, ausländischen 
Arbeitnehmern sowie bei älteren Arbeitnehmern erhält hierin besonderen Stellenwert. 
 
Auch in der bereits genannten tripartistischen Initiative INQA hat die Chemische 
Industrie einen hohen Stellenwert, insofern, als hier bereits seit geraumer Zeit ein 
thematischer Initiativkreis Chemie besteht. In diesem Kreis arbeiten mehr als 50 
Experten und Expertinnen unterschiedlichster Bereiche an den vier Schwerpunkten 
Branchenlösungen, Epoxidharze, Herstellerinformation und Innovationen.  
INQA finanziert darüber hinaus auch betriebliche Entwicklungsprojekte in der 
Chemischen Industrie:  „Demografiefeste Personalpolitik in der chemischen Industrie 
– 50+ in der Umsetzung“, in Trägerschaft der Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG BCE). Ziel des in 2007 begonnenen Projektes ist, 
exemplarische Personalstrategien zur Beschäftigungsfähigkeit bis ins Alter zu 
generieren. Entstehen sollen Beispiele Guter Praxis in Klein- und Mittelunternehmen 
(KMU) sowie Großbetrieben.  
 
Kennzeichnend für die Chemische Branche ist auch das hohe Engagement der 
betrieblichen Interessenvertretungen: In 2009 fanden  bereits zwei bundesweite 
Fachkonferenzen für Betriebsräte statt41. Während die erste generell die 
Handlungsmöglichkeiten für die Interessenvertretungen der Branche zum Thema 
hatte, drehte es sich in der zweiten speziell um „Schichtarbeit und demografische 
Entwicklung“.42 Hier wurden dezidierte Forderungen formuliert, die von innovativen 
Wochenarbeitszeitmodellen bis hin zu verschiedenen Formen der 
Belastungsreduktion in Schichtarbeit reichen.  
 
Insgesamt lässt sich also festhalten, dass die Chemische Industrie in Bezug auf die 
sozialpartnerschaftliche Gestaltung des demografischen Wandels vergleichsweise 
gut gerüstet ist. Der Tarifvertrag verpflichtet die Betriebe zum Handeln und der hier 
verankerte Demografiefonds sieht vor, dass betriebsspezifisch Mittel für die 
Gestaltung des demografischen Wandels eingesetzt werden.  
 

                                                 
41 Siehe auch IGBCE kompakt, Ausgabe April 2009, S. 31. 
42 Dokumentation der Tagung mit den Beiträgen online unter http://www.igbce-blogs.de/schichtarbeit/?cat=16, 
Stand 30.06.2009.  
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4. Fazit 

Das Altern der Bevölkerungen ist ein weltweit zu beobachtendes Phänomen. Der 
Demografische Wandel ist vor allem in den westlich orientierten Gesellschaften weit 
fortgeschritten. Insbesondere in Europa und Japan hat der Alterungsprozess bereits 
tiefe Spuren in der Altersstruktur der Bevölkerung hinterlassen.  
 
Deutschland wird dabei als eher schwieriger Kandidat eingeschätzt, sind doch 
hierzulande die Geburtenquoten sehr niedrig und zugleich die Lebenserwartung sehr 
hoch.  
 
Diese generellen Rahmenbedingungen für die Altersstruktur in den Betrieben lassen 
sich, wenn überhaupt, dann nur langfristig verändern. Insofern richtet sich der Blick 
automatisch auf die Gestaltungsoptionen innerhalb der herrschenden 
Rahmenbedingungen. Dabei wird in der deutschen Demografiedebatte stets 
hervorgehoben, dass wichtige Potentiale fahrlässig ungenutzt bleiben. Hierzu zählen 
zunächst die Weichenstellungen der Politik: im internationalen Vergleich sehr spät 
wurden die Möglichkeiten zur vorfristigen Aussteuerung der Älteren Beschäftigten in 
den Vorruhestand verengt. Gleichzeitig werden die Anreize, ältere Beschäftigte 
weiter zu beschäftigen oder gar einzustellen, als unzureichend eingeschätzt. 
Genannt wird vielfach auch das unzureichende Problembewusstsein in der 
deutschen Wirtschaft, wobei auch hier in einschlägigen Umfrageergebnissen 
nachzulesen ist, dass der Handlungsbedarf zunehmend stärker erkannt wird.   
 
Prägend für den Umgang mit dem demografischen Wandel in der Wirtschaft sind in 
Deutschland die Tarifparteien. Hier zeigt sich sehr deutlich, dass inzwischen in allen 
Branchen das Thema auf der Agenda der Tarifparteien steht und es ist als sehr 
sicher anzunehmen, dass Demografie einen herausragenden Stellenwert in den 
kommenden Tarifabschlüssen haben wird.  
 
Die Herausforderung der Zukunft für die Tarifparteien wird unserer Einschätzung 
nach nicht sein, branchenspezifische Lösungen zu finden oder den qualitativen 
Aspekten in den Tarifverträgen mehr Raum zu geben, sondern vielmehr, die 
Umsetzung in die Fläche zu bringen. Die Erfahrungen mit dem Chemie-Tarifvertrag 
zeigen, dass große Unternehmen sehr gut erreicht werden können, während Kleine 
und Mittlere Unternehmen mit den operativen Umsetzungsschritten, die der 
Tarifvertrag fordert, sehr beansprucht werden. Insofern ist es von hoher Wichtigkeit, 
neben der Schaffung von gesetzlichen und tarifvertraglichen Grundlagen parallel 
Angebote zur Unterstützung gerade der ressourcenarmen Kleinen und Mittleren 
Betrieben zu entwickeln.  
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